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Landtagswahlen 

Rot-Rote Bündnisse 
wackeln 

JMS Absage an die rot-ro- 
ten Koalitionen hat die 
Ersitzende     der     CDU 

eutschlands den Ausgang 

_er Landtagswahlen in Ber- 
"n und Mecklenburg-Vor- 
pommern bewertet. 

Obwohl es rechnerisch in 
e'den Ländern noch eine 

P^ppe Mehrheit für ein 
B(Jndnis von SPD und PDS 

gebe, hätten die Wähler bei- 
den rot-roten Landesregie- 
rungen einen Denkzettel 
verpasst, erklärte die Bun- 
deskanz-lerin. „Die Men- 
schen glauben nicht, dass 

Rot-Rot ihre Probleme lösen 
kann", so Angela Merkel. 

Mit Blick auf den Ber- 
liner CDU-Landesverband 
sagte die Partei- 
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Landtagswahl 

HEUTE AKTUELL 

Ursula von der Leyen: 
Kampf dem Rechtsextre- 
mismus (S. 4-5) Ronald 
Pofalla: Rot-grüne Pro- 
gramme gegen Rechtsex- 
tremismus nicht effektiv 
(S. 4) U. Thiele: CDU 
stärkste Kraft in Nieder- 
sachsen (S. 6) JU- 
Deutschlandtreffen (S. 9) 

T. Rachel: Ordination 
der ersten Rabbiner in 
Deutschland - Zeichen 
für tolerantes Miteinan- 
der (S. 10) V. Kauder: 
Stabilität in Nahost in na- 
tionalem Interesse (S. 12) 

O. Wulff/P. Mißfelder: 
Vertreibungen weltweit 
ächten (S. 13) P. Ble- 
ser/J. Klöckner: Bund wird 
Lebensmittel kontrollen 
beobachten (S. 14) L. 
Meyer: Zielmarke 25 beim 
Bürokratieabbau (S. 14- 
15) N.    Röttgen/H. 
Koschyk: Bürokratieab- 
bau auf gutem Weg (S. 
15-16) B. Siebert: Bun- 
deswehr mit neuen Auf- 
gaben nicht allein lassen 
(S. 16-17) J. Singham- 
mer/M. Noll: Deutsche 
Sprache Voraussetzung 
für Integration (S. 17) 

Vorsitzende, durch die 
Spitzenkandidatur Fried- 

bert Pflügers seien „Stabi- 
lität, Berechenbarkeit und 
Kontinuität" zurückgekehrt. 
Nachdem die Bürgerinnen 
und Bürger ihren Glauben 
an Rot-Rot verloren hätten, 
sei es jetzt die vordringlich- 
ste Aufgabe der CDU, Ver- 
trauen zurückzugewinnen, 
forderte Merkel. In der 
Hauptstadt beginne jetzt 
ein langer, hoffnungsvoller 
Weg, die CDU wieder zu 
besseren Ergebnissen und 
mehr Akzeptanz zu führen. 

In Mecklenburg-Vorpom- 
mern seien die Christdemo- 
kraten „knapp nicht stärk- 
ste Partei geworden", sagte 

Der Berliner Spitzenkandi- 
dat Friedbert Pflüger ist 

zwei Tage nach der Abge- 
ordnetenhauswahl zum 
neuen Fraktionschef der 
Christdemokraten in der 
Hauptstadt gewählt wor- 
den. 33 der 37 Abgeordne- 
ten stimmten für Friedbert 
Pflüger, drei Abgeordnete 
enthielten sich der Stim- 

me. Pflüger dankte für den 

die Kanzlerin weiter. Gleich- 
wohl stehe die CDU bereit 
Verantwortung zu überneh- 
men. Der Nordosten brau- 

che eine „stabile Regie' 
rung", die die Probleme be- 
herzt anpacke. Die Ent- 
scheidung liege jetzt bei der 
SPD, ob sie „mit dem Kopf 
durch die Wand" wolle oder 
auf breite Stabilität und Ak- 

zeptanz baue. Den Einzug 
der NPD in den Schweriner 

Landtag bezeichnete die 
Kanzlerin als ein „außeror- 

dentlich bedauerliches Er- 
gebnis" der Wahl. Den Mög' 
lichkeiten der NPD, Men- 
schen für ihre populist'' 
sehen Parolen zu gewinnen, 
könne nur dadurch wirksam 

Vertrau- 
ensvor- 
schuss 

und kün- 
digte ei- 
ne „kon- 
struktive 

Opposi- 

tion" an. Er erklärte, dass 
die CDU ihre Aufgabe mit 
großem Engagement an- 

nehmen werde. 

Friedbert Pflüger 
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Landtagswahl 

Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern 2006 

Sitze im LUEEILlELZima 
Vorläufiges amtl. Endergebnis Grafik 2929 

begegnet werden, dass die 
demokratischen Parteien 
••die wirtschaftlichen Chan- 
Cen, die sozialen Chancen 
der Menschen durch eine 
beherzte Politik wieder in 
den Mittelpunkt" stellten, 
^azu gehöre es auch, Hoff- 
n,Jngslosigkeit in Perspekti- 
Ven umzuwandeln. Die CDU 
stehe entweder als Koaliti- 
0r,spartner oder als Opposi- 
tionspartei der bürgerlichen 
M'tte bereit. 

Der   CDU-Spitzenkandi- 
dat von  Mecklenburg-Vor- 
Pornmern,   Jürgen    Seidel, 
Unterstrich, dass die Uni- 

°n Regierungsverantwor- 
tur"g im Schweriner Land- 
aS übernehmen wolle. 

'•Stabile Mehrheiten sind 
ür Mecklenburg-Vorpom- 

mern sehr wichtig", be- 
tonte Seidel. Schließlich 

bürden sich mit dem Ende 
^es Wahlkampfs die Pro- 

leme des Landes nicht 
P'ötzlich in Luft auflösen, 
^"""zukomme,   dass   Rot- 

Rot jetzt nur noch über die 
Mehrheit von einer Stimme 
im Landtag verfüge und mit 
der rechtsextremen NPD 
eine weitere Herausforde- 
rung auf die neue Landesre- 
gierung zukomme. 

Der Berliner Spitzenkan- 
didat Friedbert Pflüger er- 
klärte, er habe sich ein bes- 

seres Ergebnis gewünscht. 
Der Wahlkampf habe aber 
gezeigt, dass die Berliner 
CDU nach fünf schweren 
Jahren „wieder Tritt gefasst" 
habe. In den letzten Mona- 
ten habe sie eine Einheit ge- 

bildet und einen Wahl- 
kampf auf Augenhöhe ge- 
führt. Dies sei eine gute 
Grundlage für die zukünf- 
tige Arbeit." Pflüger kün- 
digte noch am Wahlabend 

an, sein Versprechen aus 
dem Wahlkampf zu halten 
und sich künftig voll und 
ganz auf die Hauptstadt- 
politik konzentrieren zu 
wollen. 

Die wichtigsten Ergeb- 
nisse der Wahlen zum 
Berliner Abgeordneten- 
haus und zum Landtag 
in Mecklenburg-Vor- 
pommern finden Sie in 
der Dokumentation 
(Innenteil). Ausführli- 
che Ergebnisübersich- 
ten zu beiden Wahlen 
stehen im CDU-Mitglie- 
dernetz unter 
www.cdunet.de zum 
Download zur Verfü- 

Wahl zum Berliner Abgeordnetenhaus 2006 

Stimmenanteile      __ _       _ .   _        . _   .        . _   . 
m%    30,8    21,3     13,4    13,1 

Veränderung 
gegenüber 2001      +1,1 
(Prozentpunkte) 

Sitze im 
Abgeordneten-        53 

Vorläufiges amtliches Endergebnis 
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Rechtsextremismus 

Ursula von der Leyen 

Kampf dem Rechtsextremismus 
Bundesfamilienministerin 
Ursula von der Leyen hat 

dem Rechtsextremismus 
den Kampf angesagt. „Die 
demokratischen Kräfte un- 
serer Gesellschaft müssen 
hellwach sein", sagte von 
der Leyen mit Blick auf die 

Ergebnisse der Landtags- 
wahlen in Mecklenburg- 
Vorpommern und Berlin. 

Deshalb setze die  Bun- 
desregierung den Kampf ge- 

gen den Rechtsextremismus 
mit neuer Kraft fort. Zu- 
gleich kündigte die Minis- 
terin an, im Jahr 2007 werde 
der Bund 19 Millionen Euro 
zur Stärkung von Vielfalt, 
Toleranz und Demokratie 
bereitstellen. 

Das neue Programm „Ju- 
gend für Vielfalt, Toleranz 
und Demokratie - gegen 
Rechtsextremismus, Frem- 
denfeindlichkeit  und  Anti- 

semitismus" werde an die 
aktuellen Entwicklungen an- 
gepasst und effektiver sein 
als die bisherigen Program' 
me CIVITAS und ENTIMON- 
Die bestehenden Program' 
me seien bereits ausgewer- 
tet worden. Auf der Grund- 
lage dieser Evaluationser- 

gebnisse sei das neue Pro- 
gramm entstanden, betonte 
die Ministerin. Das Bundes- 

familienministerium hat für 

POFALLA: ROT-GRUNE PROGRAMME GEGEN 
RECHTSEXTREMISMUS NICHT EFFEKTIV 

Der Einzug der NPD in 
den Landtag von Meck- 
lenburg-Vorpommern ist 
ein äußerst erschüttern- 
der Vorgang. Vor allem 

müssen jetzt die demo- 
kratischen Kräfte zusam- 
menstehen. 

Wenn die demokrati- 
schen Kräfte gegenseitig 
mit dem Finger aufeinan- 
der zeigen, dann werden 
sie der Herausforderung 
nicht gerecht. Wer von Sei- 
ten der Sozialdemokraten 
in den letzten Tagen mit 
dem Finger auf die Bundes- 
familienministerin gezeigt 
hat, muss sich fragen, ob 
das für die gemeinsame 
Verantwortung der demo- 

kratischen Par- 
teien im Kampf 
gegen Extremis- 
mus sehr hilf- 
reich war. 

Natürlich wer- 

den Programme 
zur Bekämpfung 
gegen Rechtsex- 
tremismus durch das Bun- 
desfamilienministerium 
weitergeführt. Doch es 
stellt sich angesichts des 
Wahlergebnisses der NPD 
tatsächlich die Frage, ob 
die unter Rot-Grün einge- 

führten Programme über- 
haupt die gewünschte Wir- 
kung hatten. Alles was Rot- 
Grün lieb war, muss noch 
lange   nicht   effektiv   im 

Generalsekretär R. Pofalla 

Kampf  gegen   Ex- 

tremismus sein! 
Es ist daher 

richtig, dass das 
Familienministeri- 
um die Programme 

evaluiert hat und 
im nächsten Jahr 
einen neuen, ef- 

fektiveren Ansatz verfolgt- 
Und grundsätzlich ist das 
beste Programm gegen 
Rechtsextremismus, dass 
man die Ursachen für die 
Perspektivlosigkeit von 
jungen Menschen besei- 
tigt. Das heißt: Eine Politik 
für Wachstum und Be- 
schäftigung, damit junge 
Menschen mehr Chancen 

erhalten. 
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Rechtsextremismus 

die neue Programmstruktur 

" lokale Aktionspläne, Mo- 
dellprojekte, Orte der Kom- 
munikation - ein umfassen- 
des Konzept erstellt, das mit 
den anderen Ressorts der 
Bundesregierung abge- 
stimmt und den Fraktionen 
v°r der Sommerpause vor- 
gelegt wurde. „Angekom- 
men heißt aber offenbar 
nicht überall, auch zur 
Kenntnis genommen", stell- 
te von der Leyen fest. Das 
neue Konzept sei notwen- 
dig, „um dem Erstarken der 
Rechtsextremisten mehr als 
bisher entgegensetzen zu 
können". Anders als die frü- 
here rot-grüne Bundesregie- 
riJng plant die Große Koali- 
tion keine Mittelreduzie- 
rur>g und auch keine Beendi- 
gung ihres Engagements. So 
wollte die Vorgängerregie- 
rurig die Mittel zur Bekämp- 
Ung   des   Rechtsextremis- 

ursuia von der Leyen 

mus um mehrere Millionen 
Euro kürzen. „Das konnten 
wir verhindern", unterstrich 
die Bundesfamilienministe- 

rin. Das Geld werde auch 
2007 für den Kampf gegen 
den Rechtsextremismus ein- 
gesetzt. Von der Leyen rief 

dazu auf, „noch intensiver 
bei den jungen Menschen, 
aber auch den verantwortli- 
chen Personen vor Ort anzu- 
setzen, damit Rechtsextre- 
mismus in Deutschland kei- 

ne Chance" habe. Sobald der 
Bundestag den Haushalt be- 
schlossen habe, werde das 
Bundesfamilienministerium 
den Projektträgern für 2007 
das Geld zur Verfügung 
stellen. 

Im Interesse der Sache 
habe das Familienministe- 
rium bereits mit den not- 
wendigen Vorbereitungen 
begonnen und werde Ende 
September die Regiestelle 
für das Programm aus- 
schreiben. „Damit liegen 
wir im Zeitplan", unter- 
strich die CDU-Politikerin. 
Zugleich machte sie deut- 
lich, dass die Mittel für 
2006, ebenfalls 19 Millio- 
nen Euro, vollständig für 
die laufenden Programme 
aufgebraucht worden seien. 
„Es wird kein Geld zurück- 
gehalten. Alles wurde ein- 
gesetzt", bekräftigte die 
Bundesministerin. 

PRAXISTIPP ZUR GRUNDSATZPROGRAMM-ARBEIT 

Aufgrund der großen Nachfrage aus den 
CDU-Verbänden nach dem Generationen- 
Motiv der Grundsatzprogramm-Diskussion 

hat die CDU-Bundesgeschäftstelle den Nut- 
2ungsrahmen des Bildes erweitert. In Zu- 
kunft können alle CDU-Verbände das Bild 
'ür parteigebundene Zwecke kostenlos mit- 
nutzen. Das Bild kann in einer druckfähigen 
Auflösung im CDU-Mitgliedernetz unter 
^ww.cdunet.de heruntergeladen werden. 
Ebenfalls im CDUnet, unter Infos & Materia- 
'en/Materialien/Kampagnen finden Sie das 

* 

neue Motiv für die Mitgliederwerbekampa- 
gne zum Download im tiff- und im eps-For- 
mat zur weiteren Nutzung vor Ort. Achtung, 
durch die hohe Auflösung der Bilder für ei- 

nen druckfähigen Download kann die Bild- 
schirmansicht im CDUnet verzerrt oder un- 
vollständig wirken. 

25|06 



Aus den Ländern 

Ulf Thiele 

CDU stärkste Kraft in Niedersachsen 
Die CDU ist und bleibt mit 
Abstand stärkste kommu- 
nale Kraft in Niedersach- 
sen. 

Das haben die Kommu- 
nalwahlen eindrucksvoll be- 
stätigt. Sowohl bei den Kreis- 
wie auch bei den Gemeinde- 
wahlen liegt die CDU mit 

41,3% (2001: 42,6%) bzw. 
41,4 % (42,6 %) mit großem 
Abstand vor der SPD, die auf 
36,6 % (38,6 %) bzw. 36,8% 
(37,9 %) kommt. Damit hat 
sich der Vorsprung der CDU 
vor der SPD im Vergleich zu 
den Kommunalwahlen 2001 
weiter vergrößert. 

Die Grünen erzielten 
bei den Kreiswahlen 7,8% 
(6,7%) und bei den Gemein- 
dewahlen 5,7% (5,0%). Die 

Ulf Thiele, Generalsekretär der nieder- 
sächsischen CDU 

FDP kam auf 6,7% (6,2%) 
bzw. 5,1 % (4,7%). Trotz des 
geänderten Auszählverfah- 
rens und einerdamiteinher- 
gehenden Bevorteilung der 
kleineren Parteien ist es der 
CDU damit gelungen, fast so- 
viele Sitze in Kreistagen und 
Räten zu erlangen wie SPD, 

FDP und Grüne zusammen- 
Die CDU hat damit ihr Wahl- 
ziel erreicht, mit deutlichem 

Abstand stärkste kommu- 

nalpolitische Kraft in Nie- 
dersachsen zu bleiben. Das 
Wahlergebnis zeigt einmal 
mehr: Die CDU in Nieder- 
sachsen ist die Kommunal- 
partei mit einer starken Ver- 
ankerung in allen Regionen 

und Bevölkerungsgruppen 

dieses Landes. Die CDU ist 
die Volkspartei und die Nie" 

dersachsen-Partei. 
Bei den Landrats-, Ober- 

bürgermeister- und Bürger- 

meisterwahlen haben die 
Kandidatinnen und Kandi- 
daten der CDU ebenfalls 
flächendeckend gute Ergeb- 

nisse erzielt. 

CDU NRW: WÜST NEUER GENERALSEKRETÄR 

Der nordrhein-westfäli- 
sche Landtagsabgeordne- 
te Hendrik Wüst ist neuer 
Generalsekretär der Lan- 
des-CDU. 

Der Landesvorsitzende 
der Jungen Union in Nord- 
rhein-Westfalen wurde auf 
dem Landesparteitag der 
CDU NRW in Münster mit 
89,4 Prozent der Stimmen 
zum Nachfolger von Hans- 

Joachim Reck gewählt, der 

das Amt im Früh- 
jahr vorzeitig nie- 
dergelegt hatte und 
in die Privatwirt- 
schaft gewechselt 
war. 

Wüst dankte für 
den „starken Rü- 
ckenwind". Er übt das Amt 

kommissarisch bereits seit 
April aus. Wüst ist auch Mit- 

glied des Bundesvorstan- 
des. Er ist der vierte Ge- 

Hendrik Wüst 

neralsekretär der 
NRW-CDU seit ih- 
rer Gründung aus 
dem Zusammen- 
schluss der Landes- 

verbände Rhein- 
land und Westfa- 

len-Lippe vor 20 
Jahren. Vor Reck waren Hel- 
mut Linssen von 1987 bis 
1991 und Herbert Reul von 
1991 bis 2003 Generalse- 

kretäre der Landes-CDU. 
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Bi Id ungs-/Fa mi lien politik 

Für Mut zur E 
frühki 

Ursula von der Leyen, Mit- 
glied des CDU-Präsidiums 
und Bundesfamilienminis- 
terin, und CDU-General- 

sekretär Ronald Pofalla ha- 
ben den Bericht der CDU- 
Kommission „Bildungschan- 

cen und Erziehung" vor- 

gestellt: 
„Wir müssen über Bil- 

dung und Erziehung insbe- 
sondere in den ersten Le- 
bensjahren neu nachden- 
ken", forderte Ursula von 
der Leyen anlässlich der 
Vorstellung des Berichts der 
cDU-Kommission „Bildungs- 
chancen und Erziehung", 
der als Antrag des Bundes- 
v°rstands auf dem Bundes- 
Parteitag eingebracht wer- 
den wird. Die im Januar 
2006 vom Bundesvorstand 

der CDU Deutschlands ein- 
gesetzte Kommission hat 
Ur|ter dem Vorsitz der Bun- 
desfamilienministerin von 
der Leyen sowie des sach- 
Sen-anhaltinischen Kultus- 
ministers Olbertz in den 
Ergangenen Monaten den 
°at zahlreicher renom- 
mierter Wissenschaftler 
e'ngeholt. 

in ihrem Bericht plädiert 
die Kommission für mehr 
^ut zur Erziehung in Fami- 

rziehung und eine bessere 
ndliche Förderung 

Ronald Pofalla und Ursula von der Leyen stellen den Kommissionsbericht vor. 

lie, Kindergarten und Schu- 
le. „Spielen und Lernen ge- 
hören zusammen. Unser 
Verständnis von Chancen- 
gerechtigkeit setzt auf eine 
vorausschauende Politik, die 

vorhandene Stärken von 
Kindern frühzeitig fördert, 
damit wir die Startchancen 
unabhängig von der sozialen 
Herkunft verbessern", er- 
klärte CDU-Generalsekretär 

Ronald Pofalla. Angesichts 
veränderter Lebensverläufe 
und der Tatsache, dass heu- 
te bereits jedes dritte Kind 
unter sechs Jahren einen Mi- 
grationshintergrund besitzt, 

hat die Kommission Vor- 
schläge zur engeren Verzah- 
nung von Kindergarten und 

Grundschule, für eine frühe 
Sprachförderung sowie für 
Prävention und Früherken- 

nung erarbeitet. 
„Wir wollen eine Gesell- 

schaft, die von Beginn an 
„Ja" zu Kindern sagt. Daher 
müssen wir den Blick beson- 
ders auf die Chancen der 
frühen Jahre richten, in de- 
nen sich wichtige Weichen 
für das ganze spätere Leben 
stellen. Starke Kinder wach- 
sen durch Fürsorge und An- 
sporn von Anfang an. Dabei 
brauchen sie erwachsene 
Vorbilder und klare Regeln, 
die ihnen auf ihrem Weg 
Halt und Orientierung ge- 
ben", betonte Ursula von 
der Leyen. 

Das familiäre Umfeld be- 
einflusst die Startchancen 
maßgeblich. Kinder benöti- 
gen verlässliche Beziehun- 
gen am Lebensanfang, An- 
regungen und Orientierung. 
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Den meisten Familien ge- 
lingt das sehr gut. Doch es 

gibt auch verunsicherte El- 
tern, die mit ihrer Erzie- 
hungsaufgabe überfordert 
sind. Der Staat muss dann 
zielgenau unterstützen und 
dort aktiv werden, wo Hil- 
fen benötigt werden. Müt- 
ter und Väter, die Erzie- 
hungsverantwortung wahr- 
nehmen, verdienen eine stär- 
kere gesellschaftliche Aner- 
kennung. 

Jedes Kind hat sein eige- 
nes Tempo. Doch klar ist: 
Was am Lebensanfang ver- 
säumt oder vernachlässigt 
wird, lässt sich später nur in 
Grenzen und mit hohem 
Aufwand ausgleichen. Der 
Besuch eines Kindergartens 
und verbindlicher gestaltete 
Früherken nungs- Untersu- 
chungen können die Start- 
chancen von Kindern aus so- 
zial benachteiligten Eltern- 
häusern deutlich verbes- 
sern. Die Bundesländer ste- 
hen vor der wichtigen Auf- 
gabe, Bildungskonzepte für 
das erste Lebensjahrzehnt 
zu entwickeln, die vor allem 
den Übergang vom Kinder- 

garten in die Grundschule 
erleichtern. Verbindliche 
Sprachtests für alle Kinder 
im Alter von vier Jahren sind 
daher ein wichtiger Bau- 
stein. Sind die Deutsch- 
kenntnisse nicht ausrei- 
chend, muss eine verpflich- 
tende Sprachförderung fol- 

gen, damit alle Kinder in 
der Grundschule von An- 
fang an mitreden können. 
Der Bericht empfiehlt zu- 
dem einen weiteren be- 
darfsgerechten Ausbau der 
Ganztagsschulen, bei dem 
die Qualität im Vordergrund 
steht und Eltern konsequent 
in das Schulleben einbezo- 
gen werden. Eine gute Bil- 
dung, Erziehung und Betreu- 
ung in den ersten Lebens- 
jahren für alle Kinder ist das 
gemeinsame Ziel von Bund, 
Ländern und Kommunen. Ei- 
ne Analyse der unterschied- 
lichen Förderwege und Fi- 
nanzströme soll Transpa- 
renz im föderalen Leistungs- 
geflecht der Familienförde- 

rung schaffen. Familien be- 
nötigen jedoch nicht nur 
klug eingesetzte finanzielle 
Hilfe in Phasen, in denen sie 
sie am nötigsten brauchen- 

Eine elternbewusste Ar- 
beitsorganisation in den Un- 
ternehmen sowie der einfa- 
chere Zugang zu Familien- 

beratung und -bildung, die 
praktische Erziehungshilfen 

vermitteln, sind ebenso un- 
verzichtbar. Mehrgeneratio- 

nenhäuser in jedem Land- 
kreis und in jeder kreisfrei- 
en Stadt bieten die Chance, 
Familien unterstützende 

Dienstleistungen zu bün- 
deln und Barrieren für bür- 
gerschaftliches Engagement 

abzubauen. 

KOMMISSION „BILDUNGSCHANCEN 
UND ERZIEHUNG" 

Die Kommission „Bil- 
dungschancen und Erzie- 
hung" wurde geleitet von 
Bundesfamilienministerin 
Ursula von der Leyen und 
Kultusminister Prof. Jan- 
Hendrik Olbertz. 

Mitglieder waren Lan- 
desminister, Bundes- und 
Landespolitiker sowie Ex- 
perten aus den Landesver- 
bänden und Vereinigungen 
der CDU. Während der Be- 
ratungen von Anfang März 

bis Ende August 2006 wur- 
den die folgenden Sachver- 
ständigen gehört: 

Prof. Dr. Mathias 
Albert, Universität 
Bielefeld 
Prof. Dr. Hans Bertram, 
Humboldt-Universität 

zu Berlin 
Prof. Dr. Christian 
Pfeiffer, Kriminologi- 
sches Forschungsinsti- 

tut Niedersachsen e.V. 
Prof. Dr. Peter 
Riedesser, Universitäts- 

klinikum Hamburg- 
Eppendorf 
Prof. Dr. Thomas 
Rauschenbach, Deut- 
sches Jugendinstitut e.V. 
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Junge Union 

Deutsch landtreffen 

Verantwortung für Berlin 
Ganz im Zeichen des Wahl- 
kampfes zum Berliner Ab- 
geordnetenhaus stand das 
diesjährige Deutschland- 
treffen der Jungen Union 
in Berlin. Um die Berliner 
Union im Wahlkampfend- 
spurt nach Kräften zu un- 
terstützen, kamen über 
500 JU-Mitglieder aus ganz 

Deutschland in die Haupt- 
stadt. 

Höhepunkte des traditi- 
onsreichen Treffens im Kon- 
rad-Adenauer-Haus bilde- 
ten die Reden von Bundes- 
innenminister Wolfgang 
Schäuble, des Spitzenkandi- 
daten der Berliner CDU, 
Friedbert Pflüger, sowie des 
Bundesvorsitzenden der Se- 
nioren-Union, Otto Wulff. 
Unter großem Applaus 
spannten die Redner den 
Bogen von der Vergangen- 
heit Berlins über die Zeit der 

JU-Chef Philipp Mißfelder 

Teilung bis zur Entwicklung 
seit der Deutschen Einheit. 

JU-Chef Philipp Mißfelder 
hob in seiner Begrüßungs- 
ansprache die lange Traditi- 
on der Deutschlandtreffen 
hervor, mit denen die Junge 
Union bis zum Mauerfall vor 
allem die Zusammengehö- 
rigkeit beider Teile Deutsch- 
lands beschworen habe. Da- 
nach erinnerte Otto Wulff 
an die Schrecken der kom- 

'•PP Mißfelder eröffnet das Deutschlandtreffen der Jungen Union 

munistischen Diktatur in der 
DDR aber auch an den Frei- 
heitswillen und die Zuver- 
sicht, die die Berliner stets 
besessen hätten. Dieses Ver- 
trauen in die Zukunft müsse 
nun wieder geweckt wer- 
den. Auch Friedbert Pflüger 
knüpfte an diesen Gedan- 
ken an, als er berichtete, wie 
er Anfang der 1980er Jah- 
re als Mitarbeiter des Re- 
gierenden Bürgermeisters 
Richard von Weizsäcker die 
damalige Aufbruchstimmung 
erlebt habe. Der Spitzenkan- 
didat für das Abgeordneten- 

haus dankte den zahlreichen 
Kandidaten der Jungen Uni- 
on und den Hunderten Hel- 
fern für ihren unermüdli- 
chen Einsatz im Wahlkampf. 
Dieser habe gezeigt, dass 
die Junge Union Verantwor- 
tung für die Hauptstadt 
übernehmen wolle. Abge- 

rundet wurde der Abend 
von Wolfgang Schäuble, der 

sich bereits 1991 für den 
Parlaments- und Regierungs- 
umzug nach Berlin stark ge- 
macht hatte. Der Bundesin- 
nenminister erinnerte an die 
einzigartigen Chancen der 
Stadt: „Berlin ist eine groß- 
artige Metropole mit gro- 
ßem Potenzial." Allerdings 
werde die Stadt unter Wert 

regiert. 
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Thomas  Rache 

Ordination der ersten Rabbiner nach der 
Schoah - Zeichen für tolerantes Miteinander 
Die Ordination der ersten 
drei Absolventen des Ab- 
raham Geiger Kollegs in 
das jüdisch-geistliche Amt 
des Rabbiners ist ein his- 
torisches Ereignis von ho- 
her symbolischer Kraft 

und ein wunderschönes 
Signal für ein respektvol- 
les und tolerantes Mitein- 
ander der Religionen in 
unserem Land. 

Diese Ordination ist die 
erste nach der Schließung 
der Hochschule für die Wis- 
senschaft des Judentums in 
Berlin im Jahre 1942. Es 
erfüllt mich ganz persön- 
lich mit großer Freude und 

Dankbarkeit, dass wir nun 
eine neue deutschsprachig 

ausgebildete Rabbinergene- 
ration begrüßen dürfen, die 
sich sowohl durch ein hohes 
akademisches als auch prak- 
tisches und seelsorgerliches 
Niveau auszeichnet. Als Mit- 
glied des Stiftungsrates der 
Leo Baeck Foundation fühle 
ich mich diesem Ereignis be- 
sonders verbunden. Mit die- 
ser Ordination sowie der ge- 
samten Ausbildung des Rab- 
binernachwuchses am Abra- 
ham Geiger Kolleg wird wie- 
der an eine segensreiche 
kulturell-religiöse    Geistes- 

steve Baumann (2.V.I.), Vorsitzender der World Union for Progressive Judaism. Stephan J- 

Kramer, Generalsekretär des Zentralrats der Juden in Deutschland (2.v.r.), Rabbiner Uri 

Regev und Rabbiner Walter Homolka mit Staatssekretär Thomas Rachel MdB. 

und Bildungstradition ange- 
knüpft, die Deutschland in 
der Zeit vor der Schoah in 
tiefgründiger und nachhalti- 
ger Hinsicht intellektuell ge- 

prägt und beeinflusst hat. 
Ich wünsche den zukünf- 

tigen Rabbinern von ganzem 
Herzen, dass sie in ihren Ge- 
meinden    und    ihrem   ge- 

sellschaftlichen und kultu- 
rellen Umfeld segensvoll 

wirken können. 
Thomas Rachel ist der 

Bundesvorsitzende des Evan- 
gelischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU (EAK) und Staats- 
sekretär im Bundesministe- 

rium für Bildung und For- 

schung. 

BUCHTIPP 

Rainer Barzel war bis zu seinem 
Tod    ein    politisch    denkender 
Mensch.   Seine   Gedanken   und 

streitbereiten   Meinungen,  auch 
zu ganz aktuellen Fragen, finden 
Sie in seinem Buch. 

Rainer Barzel: „Was war, wirkt 
nach",   Olzog-Verlag,   München 
2005, Preis. 18,50 Euro Wohin geht's mit Deutschland? 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Gedenkveranstaltung 

Erinnerung als Brücke zwischen 
Vergangenheit und Zukunft 

Die Bundesregierung hat 
dem Projekt eines Zen- 
trums gegen Vertreibun- 

gen erneut ihre Unterstüt- 
zung zugesichert. 

Bei einer Gedenkveran- 
staltung der CDU/CSU- 
Fraktion unter dem Titel „60 
Jahre Vertreibung - 60 Jahre 
Wege zur Versöhnung" im 

Konzerthaus am Berliner 
Gendarmenmarkt betonte 
die Kanzlerin den festen 
Willen ihrer Regierung, ein 
S|chtbares Zeichen gegen 
Vertreibung zu setzen. „Es 
sol| ein Zeichen zur Ächtung 

Jeglicher Vertreibung und 
ethnischer Säuberung in Eu- 
r°Pa und weltweit werden", 
sagte die Kanzlerin. Merkel 
°bte die Versöhnungsbe- 
reitschaft Ungarns. 

Unter den Gästen waren 
die Präsidentin des Bundes 

er    Vertriebenen,     Erika 
Steinbach, und der ungari- 
Sche Staatssekretär im Mi- 
n'sterium für Bildung und 
Kultur. Die Bundeskanzlerin 
betonte, dass das Gedenken 
*n das Schicksal der Vertrie- 
ben ein wichtiger Teil der 

putschen Identität und die 
Er'nnerung  an   Flucht  und 

ertreibung „der Boden für 
ersöhnung   und   Frieden" 

Diskussionsrunde unter der Leitung von E 

sei. Der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion, Volker Kauder, unter- 

strich das gute und vertrau- 
ensvolle Verhältnis „zu un- 
serem Nachbarn Polen". 
Umso unverständlicher sei 
ihm die polnische Kritik an 
der Rede von Bundespräsi- 
dent Horst Köhler bei der 
Veranstaltung zum „Tag der 
Heimat" wenige Tage zuvor. 
Der Fraktionsvorsitzende 
betonte, man sei sich über 
die Verantwortung und den 
Ausgangspunkt der Vertrei- 
bung bewusst, dennoch: 
„Unrecht bleibt Unrecht, 
auch wenn es als Reaktion 
auf Unrecht geschieht." Das 
Beispiel der Vertriebenen 
könne als Beispiel für die 

Zukunft dienen, sagte der 
Fraktionsvorsitzende. Der 
Blick in die Geschichte sei 
nötig, um Zukunft zu gestal- 

ten. 
Im Mittelpunkt der Dis- 

kussionen stand das Be- 
wusstsein, dass Versöhnung 
nur durch Vergangenheits- 
bewältigung zu erreichen 
sei. Der Gastgeber und Vor- 
sitzende der Gruppe der 
Vertriebenen und Flüchtlin- 
ge, Jochen-Konrad Fromme, 
betonte, dass der Dialog 
Ausgangspunkt auf dem 
Weg zu Versöhnung und 
Frieden sei. „Man kann Un- 
recht nicht gut machen, 
aber man kann sich zu Un- 
recht bekennen und daraus 
lernen", sagte Fromme. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Volker Kauder 

Stabilität in Nahost in nationalem Interesse 
Am 20. September 2006 
haben wir im Bundestag ei- 
ne historische Entscheidung 
getroffen: Die Beteiligung 
bewaffneter deutscher 
Streitkräfte an der „United 
Nations Interim Force in Le- 
banon" ist mit großer Mehr- 
heit beschlossen worden. 

Damit hat das Parlament 
erstmals ein Mandat für ei- 
nen Bundeswehreinsatz im 
Nahen Osten erteilt. 

Das Engagement der in- 
ternationalen Gemeinschaft 
nach der Waffenruhe im Li- 
banon ist für uns von großer 
Bedeutung. Die libanesische 
Regierung hat auf Grundla- 
ge der Resolution 1701 des 
UN-Sicherheitsrats um Un- 
terstützung bei der Absiche- 
rung der seeseitigen Gren- 
zen des Libanon gebeten. 
Einsatzkonzept und -regeln 
sehen alles Notwendige vor, 
um den Auftrag der UN in 
führender Rolle vor der liba- 
nesischen Küste effektiv zu 
erfüllen. Das schließt einen 
Einsatz innerhalb der ge- 
samten Territorialgewässer 
des Libanon sowie die Mög- 
lichkeit, verdächtige Schiffe 
auch gegen Widerstand zu 

untersuchen, ein. Damit ist 
der deutsche Beitrag von 
substanzieller Bedeutung, 
um den Waffenschmuggel in 

Volker Kauder, Fraktionsvorsitzender 

den Libanon zu unterbinden. 
Wir haben beschlossen, 

uns mit 2.400 Soldaten an 
diesem robusten UN-Man- 
dat zu beteiligen - nicht nur, 

weil wir uns einer Bitte nicht 
entziehen wollten, sondern 
weil wir aus freien Stücken 
zur Überzeugung gekom- 
men sind, dass dieser Einsatz 
richtig und nützlich ist. Spä- 
testens seit den vereitelten 
Kofferbombenattentaten 
auf deutsche Regionalzüge 
haben wir mehr denn je er- 
fahren müssen, wie eng un- 
sere innere Sicherheit von 
äußeren Einflüssen abhängt. 
Aus diesem Grund haben wir 

ein großes Interesse an Sta- 
bilität in der europäischen 

Nachbarschaft. Der Nahe 
Osten ist unsere Nachbar- 
schaft. Genauso sind wir dar- 
an interessiert, dass den Ver- 
einten Nationen vor Ort die 

erfolgreiche Durchsetzung 
der Resolution 1701 gelingt 
Wirleben nichtauf der „Insel 

der Seligen". Wir können uns 
nicht aus den Problemen der 

Welt heraushalten und so 
tun, als gingen sie uns nichts 
an. Nicht Neutralität, son- 
dern Frieden und Freiheit 

sind die Leitmotive deut- 
scher Außenpolitik. Darum 
unterstützen wir mit dem 
Beitrag unserer Bundesmari- 

ne die Sicherheit Israels so- 
wie den Wiederaufbau des 
Libanon zu einem souverä- 

nen und freien Staat. 
Wir nehmen die Entsen- 

dung unserer Truppen nicht 
auf die leichte Schulter. Die- 
ser Einsatz wird ein langer 

und gefährlicher Einsatz. W'r 

verstehen, dass das vielen 
Bürgern - vor allem den 
Angehörigen unserer Solda- 

ten - Sorge bereitet. Wir ha- 
ben dieses Mandat a^e 
nicht leichtfertig, sondern 

mit Augenmaß, in der Ge- 
meinschaft unserer europä1' 

sehen Partner und in dem 
Bewusstsein erteilt, dass 
Deutschland einen wichtige^ 
Beitrag für mehr Frieden und 
Freiheit in der Region leistet- 

Unsere Soldatinnen und So- 

daten verdienen dafür 
spekt, Anerkennung und u 
sere volle Unterstützung- 
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Senioren Union/Junge Union 

Otto Wulff/Philipp Mißfelder 

Vertreibungen weltweit ächten 
In ihrer eindrucksvollen 
Ausstellung erinnert die 
Stiftung .Zentrum gegen 
Vertreibungen' an das mil- 
lionenfache Schicksal des 
erzwungenen, gewaltsa- 
men Heimatverlustes. 

Anhand von ausgewählten 
Beispielen wird das Schick- 
sal unterschiedlicher Völker 
IM Europa des 20. Jahrhun- 
derts deutlich: Holocaust, 
Völkermord an den Arme- 
niern, der .Bevölkerungsaus- 
tausch' zwischen Griechen 
und Türken, die Umsiedlung 
der Westkarelier, die Vertrei- 
bung der Polen, Balten und 
Ukrainer, die Vertreibung 
und Verschleppung der Deut- 
schen ab 1944 oder die Ver- 
treibungen im ehemaligen Ju- 
goslawien werden jeweils in 
ihrem historischen Kontext 

dargestellt. Das Kernthema 
uer Ausstellung ist dabei das 
prinzip der ethnischen Ho- 

mogenisierung, das die eu- 
r°päische Geschichte in un- 
terschiedlichen Ausformun- 
gen durchzogen hat. 

Angesichts des dargestell- 
ten Leids, das auch aus 
Deutschland geplant und 
ausgeführt wurde, sind sich 
Senioren-Union und Junge 
union der gemeinsamen Ver- 

antwortung in unserem Land 

Der SU-Vorsitzende Otto Wulff und derJU-Chef Philipp Mißfelder beim gemeinsamen 
Besuch der Ausstellung . Foto: JU Jördis Zähring 

be wusst, die aus der deut- 

schen Geschichte für die Ge- 
nerationen - von der älteren 
bis hin zur jüngeren - er- 
wächst. Der Dialog zwischen 
der Generation, die Flucht 
und Vertreibung noch erlebt 
hat, und der jungen Generati- 
on ist dabei von entscheiden- 
der Bedeutung, um totalitäre 
und nationalistische Struktu- 
ren und Regierungssysteme 
zukünftig zu verhindern. Ge- 
rade das zunehmende Inter- 
esse an der Wertethematik, 
das beispielsweise im vergan- 
genen Jahr beim Weltjugend- 

tag in Köln deutlich sichtbar 
geworden ist, kann ein Fun- 
dament dafür sein, dass jede 
Vertreibung zukünftig welt- 
weit geächtet wird. 

Um dieses gemeinsame 
Ziel zu erreichen, ist es wich- 
tig, dass wir die deutsche Ge- 
schichte nicht vergessen. Se- 
nioren-Union und Junge Uni- 
on sind sich darin einig, dass 

nur derjenige Zukunft ge- 
stalten kann, der auch seine 
Vergangenheit kennt. Des- 
halb ist ein Zentrum gegen 
Vertreibungen, das erinnert 

und gleichzeitig aufarbeitet, 
wichtig. Sein Grundstock 
kann neben der Ausstellung 
.Erzwungene Wege' auch die 
Ausstellung .Flucht. Vertrei- 
bung. Integration' des Hau- 
ses der Geschichte der Bun- 
desrepublik Deutschland 
sein. Gerade ein solches Zen- 
trum könnte dazu beitragen, 
die Erinnerung zu bewahren 
und in einem sichtbaren Zei- 

chen unmittelbar zu erfah- 
ren, was Flucht und Vertrei- 
bung bedeuten und welche 
politischen Strukturen dazu 
führen, dass Menschen wie 
Schachfiguren über Planbret- 
ter geschoben werden. Dies 
wäre auch ein wichtiger Bei- 
trag zur weiteren Aussöh- 
nung mit unseren Nachbarn. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Bund wird Lebens- 
mittelkontrollen 

beobachten 

Die Verabschiedung des 
Verbraucherinformations- 
gesetzes durch den Bun- 
desrat am 22. September 
2006 ist ein wichtiger 
Schritt, um schwarze Scha- 
fe aus dem Wirtschaftsge- 
schehen fern zu halten. 

Um die Auswirkungen 
des Gesetzes im Blick zu be- 
halten, hat der Bundestag 
am 29. Juni 2006 mit breiter 
Mehrheit einen Entschließ- 
ungsantrag zum Verbrau- 
cherinformationsgesetz ver- 
abschiedet. Darin enthalten 
ist die Ankündigung, zwei 
Jahre nach Inkrafttreten des 
Gesetzes einen ersten Erfah- 
rungsbericht über die ein- 
gehaltenen Fristen der Aus- 
kunftserteilung und die In- 
anspruchnahme des Aus- 
kunftsanspruchs vorzulegen. 
Die Evaluierung ist also kei- 
ne Erfindung der Verbrau- 
cherschutzministerkonfe- 
renz, wie dies fälschlicher- 
weise von Frau Conrad be- 
hauptet wird. 

Die Aussage von Frau 
Conrad in der Mainzer All- 
gemeinen Zeitung, Minister 

Seehofer sei bei dem Be- 
schluss des 13-Punkte-Pro- 
gramms der Verbraucher- 
schutzministerkonferenz 

„zurückgerudert",   entbehrt 

Peter Bleser 

jeder Grundlage. Es ist drin- 
gender denn je notwendig, 
dass die Bundesländer ihre 
Verantwortung überneh- 
men und die Qualität ihrer 
Lebensmittel Überwachung 
verbessern. Der Bund wird 
im Rahmen seiner verfass- 
ungsrechtlichen Zustän- 
digkeit sehr genau beobach- 
ten, ob die vereinbarte Audi- 
tierung der Kontrollbehör- 

den im Rahmen eines län- 
derübergreifenden Quali- 
tätsmanagements zu wirk- 
samen Verbesserungen 

führt. 
Neben der Qualität der 

Kontrolle ist aber auch die 
Quantität der vorhandenen 
Kontrolleure mitentschei- 
dend für die Effektivität der 
Kontrollen in den Bundes- 
ländern. Es kann nicht län- 
ger hingenommen werden, 
dass in 16 Bundesländern 
jeweils unterschiedliche 
Standards und Intensitäten 
in der Lebensmittelkontrol- 
le vorherrschen. Ziel muss 

Julia Klöckner 

es sein, ein bundesweit ein- 
heitliches Qualitätsniveau 

in der Überwachung zu 
schaffen. Der Bund wird alle 
in seinem Einflussbereich 
liegenden Möglichkeiten 

ausschöpfen, um diese Ent- 
wicklung voranzutreiben. 

Peter Bleser ist der Vor- 
sitzende der Arbeitsgruppe 
Ernährung, Landwirtschaft 

und Verbraucherschutz, 
lia Klöckner ist die Verbrau- 
cherschutzbeauftragte der 

Bundestagriraktion. 

Zielmarke 25 beim 
Bürokratieabbau 

Die Vereidigung des Nor- 
menkontrollrats durch de" 
Bundespräsidenten ist ei- 
ne Art „Spatenstich" für 

den Abbau von Bürokratie 

kosten in Deutschland. 
Künftig wird der Nor- 

menkontrollrat unter dem 
Vorsitz von Johannes Lude- 
wig u. a. alle Gesetzentwur- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

fe der Bundesregierung und 
auch die bestehenden Ge- 
setze auf ihre Kosten für die 
Wirtschaft überprüfen, um 
Unternehmen von überzäh- 
ligen Bürokratiekosten zu 
befreien. 

Die Ansiedlung des un- 
abhängigen Normenkontroll- 
fates im Kanzleramt ver- 
deutlicht die Wichtigkeit, die 
die Bundeskanzlerin selbst 
dem Thema beimisst. Das 
wird die Durchsetzungskraft 
des Gremiums wesentlich 

erhöhen. 

Laurenz Meyer 

Wir wollen, dass inner- 
halb einer Legislaturperiode 
die Kosten in den entspre- 

chenden Bereichen um 25% 
sinken. Das ist eine Entlas- 
tung um 20 Mio. Euro. 

Laurenz Meyer ist der 
wirtschaftspolitische Frakti- 
onssprecher. 

Bürokratieabbau auf 
gutem Weg 

Bürokratieabbau braucht 
kräftige Anstöße, durch- 
dachte Konzepte und eine 
beherzte Umsetzung. Den 
kräftigen   Anstoß   haben 

BINNENSCHIFFFAHRT AUF DER ELBE STARKEN 

Der diesjährige Eibschiff- 

fahrtstag in Riesa, an dem 
neben Sachsens Minister- 

präsident Georg Milbradt 
auch Staatssekretärin Ka- 
rin Roth aus dem Bundes- 
verkehrsministerium teil- 
nahm, hat den dringen- 
den Bedarf einer Grund- 
instandsetzung der Elbe 
für die Binnenschifffahrt 
aufgezeigt. Dieses Erfor- 
dernis leitet sich vor al- 
'em aus der Verdopplung 

des Containerumschlags 
'ni Hamburger Hafen bis 
2015 her. 

Die Bundesregierung ist 
°ei der Instandsetzung der 

Elbe auf dem richtigen Weg: 
B's 2010 soll eine Fahrrin- 
nentiefe von 1,60 m an 345 
Tagen im Jahr bis Dresden 

ürgen Klimke 

und 1,50 m ober- 
halb von Dresden 
erreicht werden. 
Das gibt Planungs- 
sicherheit. Ande- 
rerseits waren die 
anwesenden Ver- 
treter der Häfen, 
aus Wirtschaft und Landes- 
politik vor allem mit dem 
späten Termin unzufrieden. 
Auch die 1,50 m Tiefe ab 
Dresden und die dort nur 40 
m breite Fahrrinne wurden 
als nicht ausreichend ange- 
sehen. Eine effektive Verla- 
gerung des Hamburger Hin- 
terlandverkehrs aufs Was- 
ser ist nur zu schaffen, 
wenn die Instandsetzung 
des Verkehrswegs Elbe 
schon vor 2010 erreicht 
werden   kann   und   wenn 

langfristig auf der 
ganzen Elbe 1,60 m 
Fahrrinnentiefe er- 
reicht werden. Nur 
so stärken wir die 
Unternehmen vor 
Ort und stoppen 
die Abwanderung 

der Binnenschiffe auf ande- 
re Wasserstraßen. Schließ- 

lich ist der Verkehrsträger 
Binnenschiff der umwelt- 

freundlichste und kosten- 
günstigste Verkehrsträger, 
der jedoch nur genutzt 
wird, wenn die Elbe ganz- 

jährig befahrbar ist. 
Jürgen Klimke ist Vor- 

sitzender der AG Elbe der 
Bundestagsfraktion, einem 
Zusammenschluss aller 
CDU-Abgeordneten der 

Eibregion. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Norbert Röttgen 

CDU/CSU und SPD gege- 
ben, als sie den Auftrag 
zum Bürokratieabbau im 
Koalitionsvertrag veran- 
kert haben. 

Schritt zwei war der von 
den Koalitionsfraktionen er- 
arbeitete und durchgesetz- 
te Gesetzentwurf zur Schaf- 
fung eines unabhängigen 

Nationalen Normenkon- 
trollrates. Auf Basis dieses 
am 18. August 2006 in Kraft 
getretenen Gesetzes kam 
der Nationale Kontrollrat 
am 19. September 2006 zu 
seiner ersten Sitzung zu- 
sammen. 

Schritt drei - die beherz- 
te Umsetzung - liegt nun in 
den Händen des Nationalen 
Normenkontrollrates. Nach 
den Vorgaben des Koaliti- 
onsvertrages und des Ge- 
setzentwurfes wird die Bun- 
desregierung die Empfeh- 
lungen der Europäischen 

Union und der OECD um- 
setzen und das in mehreren 
europäischen   Ländern   be- 

Hartmut Koschyk 

währte Standardkosten-Mo- 
dell zur objektiven Messung 
der bürokratischen Belas- 
tungen von Unternehmen 
umgehend einführen. Die 
Bundesregierung wird so- 
dann eine solche Messung 
der bestehenden bürokrati- 
schen Lasten veranlassen, 
die durch Bundesgesetze 
hervorgerufen worden sind. 
Auf dieser Grundlage wird 
die Bundesregierung an- 

schließend ein konkretes 
Ziel der Rückführung der 
Bürokratiekosten bis zum 
Ende der Legislaturperiode 
festlegen. 

Die Entlastung von Bür- 
gern, Wirtschaft und Behör- 
den von einem Übermaß an 
Vorschriften und der damit 
einhergehenden Belastung 
durch bürokratische Pflich- 
ten und Kosten ist und 
bleibt ein wichtiges Anlie- 
gen der Koalition. Der Na- 
tionale Normenkontrollrat 
dient der Umsetzung dieses 
Zieles. Der Normenkontroll- 

rat kann sich dabei der Un- 
terstützung durch die Koali- 
tionsfraktionen sicher sein. 

Norbert Röttgen ist der 
Erste Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, 
mut Koschyk ist der Parla- 
mentarische Geschäftsfüh- 
rer der CSU-Landesgruppe. 

Bundeswehr mit 
neuen Aufgaben nicht 

alleinlassen 

Wir begrüßen, dass der 
Deutsche Bundestag ml* 
breiter Mehrheit dem Li- 
banon-Einsatz zugestimmt 

hat. 
Es liegt in unserem Inter- 

esse, dass die Gewalt im Na' 
hen Osten endlich ein Ende 
findet. Dazu brauchen wir 
langfristig eine politische 

Lösung des Konflikts, wofür 
wir mit dem jetzt beschlos- 
senen Einsatz eine wichtige 
Voraussetzung schaffen. D|e 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Johannes Singhammer 

Bundeswehr, und besonders 
die deutsche Marine, leisten 
damit einen wichtigen Bei- 
trag zur Stabilisierung die- 
ser Region. 

Für die Bundeswehr ist 
jetzt wichtig, dass sie mit 
diesen neuen Aufgaben 
nicht allein gelassen wird. 
Wir können nicht neuen 
Einsätzen zustimmen und 
gleichzeitig erwarten, dass 
die Bundeswehr mit den zur 

Verfügung stehenden Mit- 
teln auskommt. Um die 
Transformation der Bundes- 
wehr vernünftig weiter- 
führen zu können und die 
^uslandseinsätze auch wei- 
terhin auf hohem Niveau zu 
errnöglichen, benötigt die 
Bundeswehr eine angemes- 
Sene finanzielle Ausstat- 
tung. Nur so können die 
Streitkräfte den vielfältigen 
Herausforderungen einer 

Modernen Welt gerecht 
Werden. 

Bernd Siebert ist der 
verteidigungspolitische Spre- 

Michaela Noll 

eher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion. 

Deutsche Sprache 
Voraussetzung für 

Integration 

Jedes Kind hat das Recht 
auf gleich gute Startchan- 
cen! 

Gute Kenntnisse der deut- 
schen Sprache sind die Grund- 
lage, sich in unserem Land 
zurechtzufinden und ein un- 
verzichtbarer Schlüssel zu 
Bildung und Integration. Je- 
des Kind, das in Deutschland 
aufwächst, muss Deutsch 
können. Sonst wächst die 
Gefahr von programmierter 
Desintegration. 

An Kindergärten und 

Schulen soll Deutsch ge- 
sprochen werden. Eine Ein- 
schulung ist nur bei Beherr- 
schung der deutschen Spra- 
che möglich. Sprachdefizite 
müssen durch gezielte indi- 
viduelle Förderung und un- 

ter Einbeziehung der Eltern 
behoben werden. 

In diesem Zusammen- 
hang ist die Empfehlung 
unserer Bundesfamilienmi- 
nisterin, eine verbindliche 
Sprachstandserhebung für 
alle Vierjährigen in Deutsch- 
land einzuführen, wichtig 
und richtig. 

Diesen Weg werden wir 
konsequent weitergehen! 

Johannes Singhammer 
ist der familienpolitische 
Fraktionssprecher, Michae- 
la Noll ist die Berichterstat- 
terin für kinderpolitische 
Fragen der CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion. 

Aktuell auf der Home- 
page der Bundestags- 
fraktion unter www. 

cducsu.de: 

• Eckpunkte zu einer 
Gesund heits- Reform 
2006 (PDF, 55 S.) 

• Eckpunkte zur Unter- 
nehmen-Steuerreform 

(PDF,3S.) 

• Übersicht über die 

wesentlichen Punkte 
der Föderalismus-Re- 

form (PDF, 6 S.) 

Positionspapier 
„Für einen Nationalen 
Aktionsplan Integra- 

tion" (PDF, 4 S.) 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Urkunden 

„25 Jahre CDU-Mitglied* 
Bestell-Nummer: 0; 
„40 Jahre CDU-Mitglied' 
Bestell-Nummer: 0644 
„50 Jahre CDU-Mitglied' 
Bestell-Nummer: 0( 
„60 Jahre CDU-Mitglied' 
Bestell-Nummer: 018! 

DIN A4 
Preis je 50 Stück: 6,10 € 
inkl. MwSt: 7,08 € 

ohne Jahresangabe 
DIN A4 
Bestell-Nummer: 0097 
Preis je 50 Stück: 6,10 € 

inkl. MwSt: 7,08 € 

„Für besondere Verdienste' 
DIN A4 
Bestell-Nummer: 0449 
Preis je 50 Stück: 6,10 € 
inkl. MwSt.: 7,08 € 
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Mappen für Ehrenurkunden 
mit CDU-Logo-Prägung 

DIN A4 
Bestell-Nummer: 0247 
Preis je 25 Stück: 12,30 € 
inkl. MwSt: 14,27 € 

BESTELLANSCHR1 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 05241-8094165 

E-Mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Nutzen Sie auch unser»2 

E-Shop unter 
www.cdunet.de 



Öffentlichkeitsarbeit 

Bestellschein > Medaille „60 Jahre CDU' 

Union Betriebs-GmbH 

Postfach 1190 

53348 Rheinbach 

Die Lieferung wird erbeten 
gegen Rechnung an folgende Anschrift: 
(Bitte keine Postfachanschrift!) 

19 

•HBBMHHHHi   r- 

UBC 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 
LDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

pLZ,Ort PLZ, Ort 

lelefon Telefon 

Anlässlich der Gründung der CDU vor 60 Jahren 

Die Vorderseite mit dem Motiv „60 Jahre CDU. - Erfolgreich für Deutschland. - 1945-2005." 

Wi Rückseite mit den umlaufenden Namen aller Parteivorsitzenden von Konrad Adenauer 
°is zu Angela Merkel und dem Motiv „Besser für die Menschen. - CDU" 

Anzahl Material Beschreibung 

Bronze Vorderseite einseitig geprägt, oberer Teil sandgestrahlt, mittlerer Teil gebürstet, 
unterer Teil glänzend, Schriften poliert, Rückseite gebürstet, 50 mm Durchmesser, im Etui 
Stückpreis 18,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung. 

Feinsilber 1000 Vorderseite einseitig geprägt, oberer Teil sandgestrahlt, mittlerer Teil gebürstet, 
unterer Teil spiegelglanzgeprägt, Schriften poliert, Rückseite spiegelglanzgeprägt, 
40 mm Durchmesser, im Etui, 
Stückpreis 40,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung. 

^'derrufsrecht 

^ir ist bekannt, dass ich diesen Auftrag innerhalb von 
*6hn Tagen durch Mitteilung an das UBG-Medienzen- 
rum widerrufen kann. Zur Wahrung der Frist genügt 
le rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Dat um/Unterschrift 

So erreichen Sie uns! 

Bei Rückfragen steht Ihnen jederzeit zu Verfügung: 

Christa Greef Telefon: o 22 26/8 02-102 

Union Betriebs-GmbH 
Egermannstraße 2,53359 Rheinbach 
christa.greef@ubg-medienzentrum.de 
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im 
UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Ehrenabzeichen der CDU 
Ehrenabzeichen Bronze „25jährige CDU-Mitglied- 
schaft" 
Bestell-Nummer: 0233 
Ehrenabzeichen Silber „40jährige CDU-Mitglied- 
schaft" 
Bestell-Nummer: 0235 
Ehrenabzeichen Gold „50jährige CDU-Mitglied- 
schaft" 

Bestell-Nummer: 0237 
Preis je 10 Stück: 9,00 € 
inkl. MwSt.: 10,44 € 

Dankmedaille 
Als Erinnerung und zum Dank bei vielen Anlässen- 

Die Vorderseite mit den umlaufenden Namen 
aller Parteivorsitzenden von Konrad Adenauer bis 
Angela Merkel und dem CDU-Logo in der Mitte. 
Die Rückseite mit umlaufender Schrift „Christlich 
Demokratische Union Deutschlands - Zum Dank" 
und dem stilisierten Konrad-Adenauer-Haus in der 
Mitte. 

Zur Bestellung nutzen Sie bitte den Bestellschein 
„Dankmedaille" Seite 19. 
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